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Die Landschulreform und die Wiedereinführung kleiner Grundschulen
1. Einleitung
Am 8. September 1990 wurde in Grantschen (Kreis Heilbronn) die 100. kleine Dorfschu¬
le in Baden-Württemberg wiedereröffnet (vgl. III). Mit Genugtuung konnte der baden-
württembergische Kulmsminister MAYER-VORFELDER auf die Zufriedenheit und Akzep¬
tanz bei den Betroffenen verweisen. Aus bildungspolitischer Sicht ist das 1986 initiierte
Programm zur „Wiedereinrichtung wohnortnaher kiemer Grundschulen" erfolgreich
durchgeführt und abgeschlossen. Diese neuen „kleinen Grundschulen" erlauben die Zu¬
sammenfassung von Schülerjahrgängen, müssen aber mindestens zwei Klassen umfas¬
sen. In der Regel werden die Klassenstufen eins und zwei sowie drei und vier jeweils in
einem Klassenverband kombiniert. Die Kemfächer Mathematik und Deutsch werden
nach Jahrgängen unterrichtet, andere Fächer dagegen gemeinsam.
Das baden-württembergische Programm, das eme Wiedereröffnung von kleinen
Schulen ermöglicht, ist eine Korrektur büdungspolitischer Entscheidungen aus den 60er
Jahren. Waren in den 50er Jahren einklassige Schulen noch gang und gäbe, und lag der
Anteil von Schulen, in denen Unterricht nicht durchgehend in Jahrgangsklassen erteilt
wurde, im Bundesdurchschnitt bei etwa 50 Prozent (vgl. Baumert u.a. 1990, S. 116), so
wurden im Zuge der Bildungsreform das Jahrgangsklassensystem und die Mehrzügigkeit
verwüklicht, d.h. viele kleine Schulen geschlossen und die Schulstandorte konzentriert.
Auch wenn in Baden-Württemberg die Bildungsreform - nach eigener Einschätzung -
moderater als in anderen Ländem durchgeführt wurde (vgl. II, S. 2; Pttsch 1989, S. 66ff.),
so wurden doch die Prämissen der Büdungsreform geteüt (vgl. Hahn 1984) und ün Verlauf
der Reform insgesamt 1650 Schulen seit 1966 geschlossen (vgl. von Friesen 1989, S. 12).
Angesichts der gravierenden Veränderung der Struktur des Schulwesens und der dra¬
stischen Verringerung von Schulen und Schulstandorten erscheint es rückblickend „gera¬
dezu verblüffend, wie konfliktarm die Landschulreform vonstatten ging" (Baumert u.a.
1990, S. 136). Aber wie ist vor dem Hintergrund der erfolgreichen und breit akzeptierten
Landschulreform das neue Programm der Wiedereinrichtung kleiner Grandschulen zu
verstehen? Werden alte Irrtümer korrigiert, unvorhersehbare Nebenfolgen beseitigt, neue
wissenschaftliche Erkennmisse berücksichtigt? Ist das Programm die Fortführung konti¬
nuierlicher bildungspolitischer Versuche pädagogischer Verbesserungen oder die Revi¬
sion fehlgeleiteter büdungspolitischer Entscheidungen? Smd die neuen kleinen Grand¬
schulen eine Wiedergewinnung verlorener pädagogischer Qualitäten oder ein Rückfall in
alte, nur vermeintlich als historisch überwunden geglaubte defizitäre pädagogische Ver¬
hältnisse?
Von 1964 bis 1979 ging die Zahl der Geburten in der Bundesrepublik Deutschland
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von 1.065.000 auf 580.000 zurück (REMMERS oJ., S. 20; vgl. BAUMERT u.a. 1990, S. 166),
und das hatte Auswükungen auf die Schülerzahlen, die sich in der Primarstufe „von über
4 Millionen ün Jahr 1973 auf etwa 2,8 Millionen 1980, das heißt also um mehr als 30 Pro¬
zent und zwischen 1973 und 1987 sogar um 44 Prozent verringert" (BAUMERT u.a. 1990,
S. 163) haben, und letztlich auf den Bestand der Schulen. Ein zentraler Gesichtspunkt der
Landschulreform war die Forderang nach Einrichtung von jeweils mehreren Parallelklas¬
sen an einer Schule, um so u.a. den besseren Einsatz von Fachlehrern zu ermöglichen.
Die in Ländergesetzen vorgeschriebene Zweizügigkeit von Grandschulen ließ sich aber
aufgrund der sinkenden Schülerzahlen nun vielerorts nicht mehr aufrechterhalten. Hatten
die sinkenden Schülerzahlen einerseits eine schrittweise Verringerung der Klassenfre¬
quenzen und auch eine Reduzierang der tatsächhch ausfaUenden Unterrichtsstunden zur
Folge, reagierten die Schulverwaltungen andererseits mit der Schließung und Zusam¬
menlegung von Schulen (vgl. BAUMERT u.a. 1990, S. 163ff.). Die Zulassung sog. „kleiner
Grandschulen", d.h. die Entscheidung für den Erhalt von Schulen, deren Schülerzahl un¬
ter die Bedingungen für die (früher als Ausnahme zugelassene) Einzügigkeit gesunken
war, ist die Antwort einiger Kulmsministerien auf den büdungspohtischen „Entschei¬
dungsbedarf' gewesen, auf die Alternative von Schheßung weiterer Schulen oder Revi¬
sion gesetzlicher Grandlagen und bildungspohtischer Konzepte.
Das Problem der sinkenden Schülerzahlen stellt sich für Stadt- und Flächenstaaten
unterschiedlich dar. Während Berlin, Hamburg und Bremen bis heute keine „kleinen
Grundschulen" kennen, sind sie z.B. in Niedersachsen seit 1980 und auch im Saarland
zulässig. Auch in Nordrhein-Westfalen ist die Weiterführang einer Grundschule bei Un¬
terschreitung der Einzügigkeit möglich, von über 3300 Grundschulen haben zur Zeit 36
weniger als vier Klassen1. Bayern kennt die ausnahmsweise Zusammenfassung von
Klassen zu jahrgangskombiniertem Unterricht in der Grundschule seit 1976, deren Zahl
jedoch wieder rückläufig zu sein scheüit. Dagegen werden in Hessen und Baden-Würt¬
temberg kleine Grundschulen über den Erhalt der bestehenden hüiaus auch wiedererrich¬
tet in Hessen 8 seit 1987, in Baden-Württemberg gibt es seit 1986 bereits 107 Genehmi¬
gungen neuer Dorfschulen (III, S. 2)2.
An dieser Stelle geht es nun nicht um eine Geschichte der Land- oder Dorfschulen,
auch nicht um Anlässe und subjektive Motive bildungspolitischer Entscheidungen oder
um parteipolitische Taktiken und Strategien, hier sollen die vorgebrachten Argumentatio¬
nen näher betrachtet werden. Geht man davon aus, daß in der Demokratie politische Ent¬
scheidungen mit dem Ansprach auf Rationalität, Legitimität und aUgemeiner Akzeptanz
öffentlich begründet und diskutiert werden, so sind die begründenden und rechtfertigen¬
den Argumente gegenüber den Motiven und Anlässen wie auch den Verfahren und Kom¬
promissen weder belanglos noch zweitrangig. Sie sind vielmehr aufgrand der genannten
Ansprüche von zentraler Bedeutung.
Die Begutachtung der Argumentationen soll hier in doppelter Hinsicht erfolgen. In
formaler Hinsicht soll die Argumentation zur Wiedereinführung kleiner Grundschulen
auf ihre argumentative Vollständigkeit geprüft werden, indem sie an dem von H. Pa¬
schen entwickelten Argumentationsmodell zur Evaluation pädagogischen Argumentie-
rens gemessen wüd. In inhaltlicher Hinsicht soll die Vollständigkeit der Berücksichti¬
gung der relevanten Probleme und Aspekte dadurch geprüft werden, daß die Argumente
mit den Argumentationen pro und contra kleiner Schulen auf dem Lande aus der Diskus¬
sion um die Landschuüeform verglichen werden. Die Diskussion der Landschuüefoim
ist von J. Diederich aufgearbeitet worden und die von ihm beabsichtigte „voUständige
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Dokumentation aUer Argumente" (1967, S. 123) steht insofern für ein solches methodi¬
sches Vorgehen zur Verfügung.
Beide Maßstäbe sind nichts äußerhch Herangetragenes. Erhalten, Wiederzulassung
und neue Einrichtung kleiner Schulen in ländhchen Regionen werden zum einen als
„pädagogisch sinnvoll und gut" (II, S. 2) begründet aufgrand dieses pädagogischen Be¬
gründungsanspruchs, der Thematisierung emes pädagogisch relevanten organisatori¬
schen Problems und der Entscheidung für eine pädagogisch bessere Lösung kann man
von einer pädagogischen Argumentation im Smne Paschens reden. Zum anderen bezieht
das Programm sich explizit auf die Landschuüeform, insofern es sich als Revision der
Bildungsreform versteht - allerdings die „kleine Schule" von der alten „Zwergschule"
abgrenzt -, und dabei zugleich dem Verdacht ausgesetzt ist, die Büdungsreform gänzlich
rückgängig machen und zur alten Landschule der 50er Jahre zurückkehren zu wollen.
Dieses methodische Vorgehen läßt zweierlei erwarten: (a) die Prüfung praktisch geüb¬
ter Argumentationen zu einem aktuellen büdungspohtischen und pädagogischen Thema
auf ihre Qualität als pädagogische Argumentation; (b) die Prüfung der Eignung und Lei¬
stungsfähigkeit von erziehungswissenschaftlichen Argumentationsmustern und Samm¬
lungen pädagogischer Argumente zur Beurteüung und KritUc aktueUer Argumentationen.
Defizite pädagogischen Argumentierens, wie z.B. in Hinbhck auf sprachliche oder be¬
griffliche Präzision, die logisch-formale Struktur, die wissenschaftlich-empirische Stüt¬
zung, eine Berücksichtigung von Praktikabilität, Wükungen oder Kosten (vgl. Paschen
1988, S. 7f. und 67ff.), sind vielfach beklagt worden. Die Aktualität der Maßnahme, päd¬
agogischer Begründungsanspruch und ausgewiesener Bezug zur Bildungsreform legen
nahe, die Wiedereinführung wohnortnaher kleiner Grundschulen als interessantes Exem¬
pel der Argumentation zu wählen. An diesem Exempel haben sich auch der methodische
Ansatz und seine analytischen Instrumente zu bewähren. Ob die hier herangezogene bil¬
dungspolitische Argumentation ein Exempel für Defizite pädagogischen Argumentierens
sein wüd oder eher ein Exempel für die Defizite argumentationsanalytischer Verfahren
der Erziehungswissenschaft, eine Beantwortung dieser Frage setzt „die Probe aufs Exem¬
pel" voraus.
2. Muster der Argumentation
Großen Einfluß auf die neuere argumentationstheoretische Diskussion hatte und hat das
Argumentationsmodell von STEPHEN TOULMIN. Mit seüier Kritik an der formalen Logik,
die ein in einem bestimmten Bereich gültiges Argumentationsmuster als universeU gülti¬
ges Ideal behaupte, hat Toulmin den Bhck auf das faktisch geübte Argumentieren in den
Wissenschaften und gesellschaftlichen Praxisbereichen gelenkt und die Notwendigkeit
der Analyse der bereichsspezifischen Argumentationsweisen herausgestellt (vgl. TOUL¬
MIN 1975, S. 221ff.). An die Stelle des klassischen Syllogismus, der ihm nicht ausführlich
und deutlich genug ist, ja in seiner Einfachheit irreführend zu sein scheint (ebd., S. 87),
hat er ein ,,Schema"(lay-out) der Argumentation gesetzt, das in argumentativen Schlüs¬
sen sechs Aussagetypen funktional unterscheidet und ihre Relation idealtypisch abbildet
(ebd., S. 88ff.; vgl. Kopperschmidt 1989, S. 123ff.).
Toulmins Programm emer empirischen Analyse bereichsspezifischer Argumenta¬
tionsmuster und -regeln hat Paschen auf die Pädagogüc bezogen, jedoch Toulmins
Schema - das auf Alltagsargumentationen bezogen ist und von den Geistes- und Sozial-
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Wissenschaften bereitwillig adaptiert worden ist - durch ein bereichsspezifisches Argu¬
mentationsmodell ersetzt. In Hinblick auf die historische und akmelle Pluralität pädago¬
gischer VorsteUungen von Erziehung, Unterricht und Bildung und die Diskussion von
pädagogischen Alternativen sind pädagogische Begründungen notwendig, um die richti¬
ge Erziehung, Unterrichtung und Bildung als gültig zu erweisen.
„Gegenüber einer .Begründung' durch Selbstverständüchkeit muß eme pädagogische Begründung
auch die Bedeutung des Anlasses (Defizit), die Notwendigkeit des Ziels, die Durchführung der Pra¬
xis, ihre Kosten und Wükungen argumentativ als gültig erweisen" (PASCHEN 1988, S. 68).
Unter Berücksichtigung der Theorie der Evaluation pragmatischer Argumentationen
(vgl. Schellens 1985) hat Paschen ein mit zweckrationalen Entscheidungsverfahren
und Rechtfertigungsmodellen (vgl. König 1975, S. 173ff.) vergleichbares Struktursche¬
ma pädagogischer Argumentation entwickelt, das einerseits ein systematisches Instru¬
ment der Analyse pädagogischer Argumentationen ist, andererseits ein formales Muster
eines vollständigen pädagogischen Schlusses (bzw. Arguments) ist (vgl. Paschen 1991,
1986, 1988, S. 67ff.), - zumindest Minimalbedingungen einer akzeptablen pädagogi¬
schen Argumentation formuliert.
Allgemeines Schema eines pädagogischen Arguments
1. Defizitprämisse x liegt vor und ist ein Defizit
2. Ursachenprämisse x ist pädagogisch verursacht oder
läßt sich pädagogisch beheben
3. Altemativprämisse Pädagogisch läßt sich x folgender¬
maßen vermeiden oder kompensieren
4. Praxisprämisse Für diese Lösung gibt es
ein praktisches ModeU
5. Adäquatheitsprämisse Die Lösung ist im Vergleich mit den
„Kosten" anderer Lösungen adäquater
6. Ausnahmeprämisse Es sei denn: Für folgende
Bedingungen gut der Schluß nicht
7. Schluß Alternative Pädagogik
Die Anwendung des Schemas wüd Bedeutung und Sinn seiner einzelnen Bestandteile nä¬
her verdeutlichen. Im folgenden werden zunächst die begründenden Ausführangen zur
Wiedereinrichtung kleiner wohnortnaher Grundschulen aus den Presseerklärangen und
Verlautbarungen des baden-württembergischen Kultusministeriums mit Hilfe des Sche¬
mas strukturiert3.
3. Die Struktur der Argumentation zur Wiedereinrichtung kleiner wohnortnaher
Grundschulen
Ein pädagogisches Defizit ün Sinne Paschens, demgegenüber sich die Entscheidung für
die „Wiedereinrichtung kleiner wohnormaher Grundschulen" als bessere Alternative dar¬
stellen würde, wüd in den Presseerklärangen allerdings nicht als solches expliziert Von
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einem Defizit wüd jedoch ausgegangen, es wird als allgemein bekannt vorausgesetzt, so
daß auf es nur implizit mit dem Programm verwiesen wüd: nämlich das Fehlen von
Grundschulen in der Nähe vom Wohnort der Schüler. Und ein zweites Defizit ist mit dem
Programm zur Wiedereinrichtung kleiner wohnortnaher Grundschulen ebenfalls ange¬
sprochen: die zentralen Schulen sind zu groß.
Beide Defizite sollen behoben werden. Das der Entfernung scheint das gewichtigere
zu sein, geht es doch um neue Schulen auf dem Land und nicht auch um eine Verkleine¬
rung und Vermehrung der Grundschulen in den Städten. Gegen diese die Defizite gewich¬
tende Interpretation läßt sich einwenden, daß in den Argumentationen auf die Schulweg¬
probleme nur am Rande eingegangen wird, die kleine Schule und ihre Vorzüge aber aus¬
führlich vorgesteUt wüd4.
Die Differenzen in Texten bzw. die Unbestimmtheiten und Unentscheidbarkeiten der
Interpretationen verdeuthchen den Sinn der methodischen Maxime, zu benennen, wel¬
ches Problem überhaupt thematisch ist, welches Problem bearbeitet und behoben werden
soll, an welcher beanspruchten Lösung sich die initiierten und realisierten Lösungen samt
ihren Folgen und Wirkungen zu messen haben und geprüft werden können. Hier sind an¬
scheinend mehrere Probleme thematisch: die Bestandsgefährdung der Schulen, der weite
(oder gefährliche) Schulweg, die Unüberschaubarkeit großer Schulen. Allerdings hängen
diese Probleme aufgrand von Siedlungsstruktur, Bevölkerungsentwicklung und bil¬
dungspolitischen Vorgaben (Schulpflicht KlassenbUdung, Lehrer-Schüler-Relation
usw.) zusammen5: große (d.h. mehrzügige) Schulen sind in dünnbesiedelten Räumen nur
mit längeren Schulwegen zu realisieren (während in Ballungsräumen (viele) kleine Schu¬
len denkbar sind). In dünnbesiedelten Räumen fallen deshalb die beiden Alternativen in
Bezug auf Schulgröße und SchuUage, deren Ausprägung in einem Kontinuum von groß¬
klein und emem von nah-fern gedacht wird, zusammen: zentralisiert und groß vs. wohn¬
ortnah und klein. Für die Begründungen jedoch ist zu unterscheiden, ob es sich um Argu¬
mente für die kleine oder für die wohnortnahe Schule handelt.
Auch eine Ursache für die mit dem Programm zu behebenden Defizite wird nicht an¬
gesprochen. Findet sich in der niedersächsischen Broschüre (Remmers o.J., S. 5f.) eme
kurze Rekapitulation der Argumente gegen die alte Dorfschule und eine kurze Kritik der
Bildungsreform (technokratisches Selbstverständnis, Konzentrierang der Schulen, „her¬
kömmlicher Unterricht", „starke Betonung des Inhaltlichen" auf Kosten des personalen
Umgangs, Unzufriedenheit mit der Schule, Mißachtung der Anforderangen der Persön¬
lichkeitsentwicklung), wird Ende der 80er Jahre in den baden-württembergischen Ver¬
lautbarungen ein Konsens über die überzogene bzw. verfehlte Bildungspolitik der letzten
Jahrzehnte vorausgesetzt. Das Programm selbst wüd mit einer Reihe unterschiedlicher
Argumente begründet, auf die später noch ün einzelnen einzugehen sem wüd.
Ein zentraler Aspekt in Paschens Modell einer voUständigen pädagogischen Argu¬
mentation ist das Kriterium der Praktikabilität, genauer: das Kriterium der argumentati¬
ven Berücksichtigung der Praktikabilität der befürworteten pädagogischen Alternative.
In diesem Fall wüd die Praktikabilität der Maßnahme, kleine Grundschulen wohnortnah
wiedereinzurichten, expliziert durch den Hinweis auf die positiven Erfahrungen und die
wissenschaftlich bestätigte Leistungsfähigkeit von kleinen Grundschulen mit jahrgangs¬
kombiniertem Unterricht, die man angesichts der sinkenden Schülerzahlen zugelassen
habe und die seit längerem bestehen (vgl. I, S. 4ff.; IV, S. 4). Ob die Wiedereinrichtung
klemer wohnortnaher Grundschulen die adäquate Lösung des Problems ist, ist bei der
Definition des Problems „fehlende Schule am Wohnort" oder „zu große Schule" eine tri-
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viale Frage und die Antwort entsprechend tautologisch. Nicht mehr trivial wüd die Argu¬
mentation, wenn man Paschens Adäquatheitsprämisse jedoch als Aufforderung interpre¬
tiert, zu prüfen, ob es nicht noch andere Lösungsmöglichkeiten gebe, und zu begründen,
waram diese Lösungen weniger angemessen sind .
Eine Reflexion auf andere pädagogische ModeUe, die die „Kosten" dieser Lösung im
Vergleich zu denen anderer transparent machen könnte, erfolgt nicht. Betont werden
zwar die notwendigen und bereitgestellten Mehraufwendungen und die finanzielle Absi¬
cherung des Programms7, aber pädagogische Kosten", in Kauf genommene Nachteüe,
werden keine erwähnt. Es bleibt zu erörtern, ob es Gegenargumente gibt und inwieweit
sie Berücksichtigung finden. Darüber hinaus ist zu fragen, ob es neben den dargestellten
Defiziten noch andere, dringend Lösungen erfordernde Probleme in der Grundschule zur
Zeit gibt. Die Beschränkung auf ein Problem und seine sachgerechte Bearbeitung ist völ¬
lig legitim; zugleich darf dadurch die Frage nach Bedeutung und Gewicht des Problems
im Kontext der vielen anderen nicht verdrängt werden. Aus dieser Sicht wüd deuthch,
daß die Argumente für die kleinen wohnortnahen Grundschulen im Horizont der selbst
definierten Problematiken vorgebracht werden, eine Auseinandersetzung mit anderen
pädagogischen Ansprüchen und Problemen erfolgt in diesem Kontext - zumindest in den
vorliegenden Texten - nicht.
Der Ausnahmeprämisse in Paschens ModeU liegt die Annahme zugrunde, daß Päd¬
agogiken Problemlösungen nur unter bestimmten Bedingungen sind, und sie impliziert
die Erwartung an pädagogische Argumentationen, auch die Bedingungen zu explizieren,
unter denen die vorgeschlagene Lösung nicht optimal oder adäquat ist. Auch in dem ba¬
den-württembergischen Programm sind Bedingungen formuhert. Die Wiedereinrichtung
kleiner wohnortnaher Grandschulen ist unter folgenden Bedingungen möglich:
- „Die Wiedereinrichtung muß durch ein zustimmendes Votum der Eltern unterstützt werden.
- Eine neue Grundschule wüd nicht gegen den WiUen der Kommunen eingerichtet.
- Keine andere Schule darf langfristig in ihrem Bestand gefährdet oder in ihrer Leistungsfähig¬
keit beeinträchtigt werden.
- Die neue Grundschule muß mindestens zwei Klassen haben ...
- Die wiedereingerichtete Schule muß deshalb auf Dauer mindestens 40 Schüler haben, so daß
bei der Kombination von Klassen eine durchschnittliche Klassengröße von cüca 20 Schülern
möglich ist." (I, S. 3; vgl. DI, S. 3f.).
Mit diesen Kriterien für die Genehmigung der Wiedereinrichtung einer Grundschule wer¬
den jedoch nicht die Grenzen der pädagogischen Problemlösungskapazität des Schulmo¬
dells reflektiert sondern weitere relevante Gesichtspunkte, wie z.B. der Wüle der Betrof¬
fenen oder die Sicherung eines längerfristigen Bestands der neuen Schule, berücksichtigt.
Sind diese Voraussetzungen erfüllt, so ist es plausibel, daß das Problem zu langer Schul¬
wege und zu großer Grundschulen gelöst werden kann - zumindest für diese Kinder. An¬
dere Kinder sind durch diese Bestimmungen des Rahmens des pädagogischen Geschäfts
von der sich auch pädagogisch rechtfertigenden Maßnahme ausgeschlossen. Um dieses
Problem und die beanspruchten pädagogischen Vorteüe zu diskutieren, müssen die Argu¬
mente noch näher betrachtet werden.
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4. Die Argumente zur Wiedereinrichtung kleiner wohnortnaher Grundschulen
Die zur Rechtfertigung der Wiedereinrichtung klemer wohnortnaher Grundschulen ange¬
führten Argumente werden hier in drei Klassen eingeteilt büdungspohtische, kommuna¬
le und pädagogische Argumente.
Zu den bildungspolitischen Argumenten gehört zunächst die Berafung auf erklärte
Ziele der baden-württembergischen Schulpolitik und auf deren Kontinuität (I, S. 2). Be¬
legt werden die bildungspolitische Zielsetzung wohnortnaher Schulen und deren „hohe
Priorität" seit längerer Zeit durch den Hinweis, daß Baden-Württemberg der Flächenstaat
mit dem dichtesten Netz an Schulen sei (I, S. 1). Nach der Initiierung des Programms
konnte zusätzlich auf Bewährung (I, S. 6) und Erfolg des Programms verwiesen werden,
insofern es in kurzer Zeit erfüllt werden konnte und „Klagen über lange Schulwege prak¬
tisch verstummt smd" (UI, S. 3), und auf die poütive Aufnahme undResonanz bei den Eltern,
der Bevölkerang, den Lehrern, den Schulen, den Gemeinden (II, S. 2 u. 7; III, S. 2 u. 4).
Zu den kommunalen Argumenten ist die Hervorhebung der Bedeutung der Schule als
Jnfrastruktureinrichtung" (II, S. 2) für die Gemeinde zu rechnen. „Diese wohnortnahen
Dorfschulen fördern die Verbundenheit der Bevölkerang und der Kinder zu ihrem Dorf
mehr als viele noch so gut gemeinten Programme." (III, S. 3)8 Betont wird auch die Be¬
deutung der Schule am Ort für die örtlichen Vereine, insofern sie die Jugendhchen an den
Ort bindet (II, S. 3).
Zu der Klasse der pädagogischen Argumente werden hier alle die Argumente zusam¬
mengefaßt, die einerseits auf das Kind verweisen und andererseits „wesentliche pädago¬
gische Vorteile" (I, S. 2) anführen. Zu der ersten Grappe der kindbezogenen Argumente
gehören Argumente wie: die Wiedereinrichtung kleiner Schulen sei „im Interesse der
Kinder" (I, S.l), „die kleinere Einheit sei kindgerechter" (I, S. 2), die wohnortnahe Schu¬
le hätte „gerade für die kleineren Kinder unbestreitbare Vorteile" (I, S. 1), sie sei ein „un¬
schätzbarer Vorteil" (III, S. 2) für die Kmder, da sie belastende „lange Busfahrten in zen¬
trale Schulen" (I, S. 4 u. 6; II, S. 2) erspare.
Neben der Kindgerechtigkeit werden als ebenso gewichtiges Argument die „unbe¬
streitbaren pädagogischen Vorteile" (II, S. 3) der kleinen Grundschule angeführt. Bei der
Vorstellung des Programms zur Wiedereinrichtung kleiner wohnortnaher Grundschulen
wurde betont, daß „auch an kleinen Grundschulen ein guter Unterricht möglich sei und
daß „damit Chancengleichheit gewährleistet werden" könne (I, S. 4), wie die Ergebnisse
der letzten Jahre mit den bereits zugelassenen kleinen Grundschulen gezeigt hätten.
Außerdem sei beides, „die Vorteile und die Leistungsfähigkeit", „von wissenschaftlicher
Seite bestätigt worden" (I, S. 6). Bei eigenen Untersuchungen hätten sich im Aufsatz, im
Diktat und in der Mathematik keinerlei Unterschiede in den Leistungen von Schülern aus
kombinierten und Jahrgangsklassen (II, S. 3; IV, S. 5) gezeigt. Zudem seien ein höheres
soziales Verhalten sowie eine positive Einstellung zur Schule, Motivation zum Lemen
und eine gute Arbeitshaltung festgestellt worden (II, S. 3ff.; IV, S. 4).
Neben den pädagogischen Vorteilen wie der Möglichkeit des sozialen Lernens durch
gegenseitiges Helfen und emes „natürlicheren Schullebens" (IV, S. 4) biete die kleine
Grundschule „zusätzhchen pädagogischen Nutzen" durch die Möglichkeiten flexibler
Zeiteinteilung („Schule ohne Glocke") und der Verwüklichung ganzheitlichen Unter¬
richts (II, S. 5f.; IV, S. 2ff.). Deshalb könne die kleine Grundschule auch „Impulse für die
anderen Grundschulen" (II, S. 5) geben.
Hingewiesen wüd auch noch auf die „viel intensiveren" Beziehungen zwischen El-
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ternhaus und Schule bei einer Schule am Wohnort (I, S. 4) und die gute Kooperation mit
den Kindergärten auf dem Land und den reibungslosen Übergang" in die Schule.
Da mit der Wiedereinrichtung kleiner wohnortnaher Grundschulen eine Revision der
Landschuüeform vollzogen wüd, entsteht ein besonderer Begründungsbedarf. So wüd
hervorgehoben, „daß die kleinen Grundschulen moderne Schulen sind, die mit den
Zwergschulen alter Prägung nichts mehr zu tun haben" (I, S. 5) . Organisatorische Maß¬
nahmen soUen gewährleisten, daß die Vorteile der kleinen Grundschule sich auch auswü-
ken können (I, S. 4f; II, S. 7):
- eine Sockelgarantie für den Lehrerbedarf, orientiert an der Stundentafel und unabhängig von
der Klassengröße,
- eine 30% höhere Lehrerzuweisung, um den Jahrgangsunterricht in Mathematik und Deutsch zu
sichern,
- die Ausbildung der Grund- und HauptschuUehrer in drei Fächern zur Verbesserung der Voraus¬
setzungen des Lehrereinsatzes in kleinen Schulen,
- intensive Lehrerfortbildung zur Vorbereitung auf jahrgangsübergreifende Klassen,
- schüeßlich die EinsteUung nur besonders geeigneter Lehrer, die sich ausdrücküch zu dieser
Aufgabe bereit erklärt haben, da die Lehrer „ein besonderes Engagement" für diese Arbeit mit¬
bringen soUen (D, S. 7; DI, S. 4).
Insofern diese Maßnahmen die pädagogischen Vorteile der kleinen Grundschule gewähr¬
leisten sollen, sind sie in argumentationslogischer Perspektive Bedingungsklauseln, so
daß sich formulieren ließe: die kleine wohnortnahe Grundschule ist eine pädagogisch
bessere Lösung, wenn die Bedingungen der (genannten) organisatorischen Maßnahmen
der Lehrerzuweisung, -ausbüdung und -fortbildung sowie -einsteUung erfüUt sind. Indi¬
rekt sind damit Ausnahmeklauseln angegeben, aUerdings ist nicht (zumindest für die Öf¬
fentlichkeit) präzisiert, ob nur alle Bedingungen zusammen als hinreichend angenommen
werden oder ob bereits ein Teü der genannten Bedingungen als ausreichend für die Ge¬
währleistung der in Aussicht gestellten Vorteile der kleinen Grundschule gilt.
Eme Evaluation jedes einzelnen Arguments kann hier nicht geleistet werden, hier soü
stattdessen auf ein zweifaches Defizit aus argumentationslogischer Sicht hingewiesen
werden. Betrachtet man die Relationen von (empirischen) Stützungen (der Argumente),
(begründenden) Argumenten und (praktischen) Schlüssen in den Texten, so fällt auf, daß
zum einen zuviel, zum anderen zuwenig begründet wüd.
Es wüd zuviel begründet, da die Argumente für die kleinen wohnortnahen Grund¬
schulen, wenn man sie als aUgemein gültig akzeptiert, weitreichendere Konsequenzen
implizieren als deren Wiedererrichtung auf dem Land oder ihre Erhaltung bei gesunke¬
nen Schülerzahlen. Wenn wohnortnahe Schulen wichtig für kleine Kmder sind, wie wüd
dann Kindern aus den Regionen geholfen, in denen das Programm keine Anwendung fin¬
det? Wenn kleine Grandschulen im Interesse der Kinder sind, welche Konsequenzen be¬
deutet das dann für die mehrzügigen Schulen in den Städten? Wenn die kleinen Schulen
pädagogische Vorteile und bislang ungenutzte pädagogische Möglichkeiten bieten und
dies durch eine verbesserte Lehrerzuweisung gewährleistet wüd, warum kommt dies
nicht aUen Kindern zugute?
Der rhetorische Überschuß hängt damit zusammen, daß auch zuwenig begründet ist.
Es wird auf den Erfolg des Programms und die verstummten Elternklagen verwiesen, es
gibt aber keine Angaben, für wieviel Kinder sich der Schulweg verkürzt hat und wieviele
weiterhin unzumutbare Schulwege haben, ob durch das Programm erfolgreich Schulweg-,
Beförderangs- und Wartezeiten vermindert werden konnten, ob extreme Spitzen - wis-
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senschaftliche Untersuchungen berichten von einer täglichen Dauer der Schulwege bis zu
150 Minuten oder wöchentlichen Wartezeiten bis zu 10 Stunden (vgl. Ortner 1981) -
unmöglich geworden sind, ob die Sicherheitsrisiken des Schulwegs nach dem WegfaU
des Bustransports sich nicht vergrößert haben. Ein Defizit an empirischer Stützung ist zu¬
dem dort bemerkenswert, wo empirische Untersuchungen stattgefunden haben. Das Kul¬
tusministerium hat selber „in einer repräsentativen Untersuchung ... die Leistungen von
nahezu 6.000 Schülern verglichen", „ca. 400 Schulleiter und Lehrer von kleinen Dorf¬
schulen ... über ihre Erfahrungen befragt" (II, S. 3) und auch eine wissenschafthche ,JPüot-
studie" (Knörzer 1984, S. 151; 1985) zum Vergleich von Jahrgangsklassen und kombi¬
nierten Klassen zur Stützung herangezogen (vgl. I, S. 6). Akzeptiert man den Nachweis
der Leistungsfähigkeit klemer Schulen (und der zu gewährleistenden Chancengleichheit)
vermittels eines Vergleichs der Durchschnittswerte in den Orientierungsarbeiten der
4. Klasse in Deutsch und Mathematik, so verwundert jedoch, daß allein die Unterrichts-
leistung und nicht die ansonsten hervorgehobene Erziehungsleistung Gegenstand einer
vergleichenden, repräsentativen Untersuchung ist; die herausgestellten positiven Wükun-
gen der kleinen Schule (ausgeprägteres soziales Verhalten der Kinder, positivere Einstel¬
lung zur Schule, zu ihrem Lehrer, zu ihren Klassenkameraden) stützen sich (komparativ)
auf die Erfahrangen der dort arbeitenden Lehrer. KNÖRZERs kleine Untersuchung (von
179 Schülern aus 8 kombinierten Klassen und 147 Schülern aus 6 Jahrgangsklassen des
3. und 4. Schuljahres) kann dies generell zwar stützen, eine genaue Analyse seiner Ein-
stellungs- und Selbsteinschätzungstests aber zeigt, daß das Ergebnis primär auf die Sicht
der Viertkläßler und der schlechteren Schüler der kombinierten Klassen zurückgeht
(Knörzer 1984, S. 149ff.). Er weist außerdem darauf hin, daß eigentlich Jahrgangsklas¬
sen mit kombinierten Klassen verglichen wurden und nicht große mit kleinen Schulen
(ebd., S. 148).
5. Argumentative Topik
Pädagogische Entscheidungen betreffen eine Vielzahl unterschiedhcher Aspekte und Di¬
mensionen; um die Beliebigkeit der berücksichtigten Aspekte und die Einseitigkeit der
Entscheidung mit ihren nachteiligen Folgen zu verhindern, bedarf es nach Paschen emer
bereichs- oder problemorientierten Topik (vgl. Paschen 1990). Die Topik hat als Schul-
disziplin und in philosophischer Problematisierang eme zweitausendjährige Tradition
(vgl. Poggeler 1981). Aristoteles hatte in der Topik, der „Lehre von den Örtern", die
seinerzeit geübte rhetorische und sophistische Kunst des Lehrens und Disputierens zu ei¬
ner Lehre der dialektischen Schlüsse (mit akzeptierten statt wahren Prämissen) und von
universeU einsetzbaren „Standardgesichtspunkten" (Struck 1977, S. 61) systematisiert.
Ihr philosophischer Sinn und ihre Aktuahtät liegen darin, daß sie davor schützt, „das, was
unter einem bestünmten Gesichtspunkt wahr ist sofort für die ganze Wahrheit" (Pogge¬
ler 1988, S. 55) zu nehmen, so daß mit ihrer Hufe „die krassen Einseitigkeiten vermie¬
den und die bestehenden Ansätze zu emem Gespräch zusammengeführt werden" (S. 61).
Seit den fünfziger Jahren wüd sie auch zunehmend in den Einzelwissenschaften rezi¬
piert (vgl. Viehweg 1954, Hennis 1963), so daß von einer „Topik-Renaissance" gespro¬
chen wüd, nicht zuletzt verstärkt im Zuge der „Rehabilitierung der praktischen Phüoso¬
phie" (vgl. Riedel 1972, 1974). Die Verwendungsweise des Wortes „Topik" ist aller-
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dings uneinheitlich und durch heterogene und vieldeutige Bezüge in den verschiedenen
Wissenschaften belastet (vgl. Bornschauer 1976, Struck 1977, Poggeler 1981).
Viehweg versteht unter Topüc ein problemorientiertes argumentatives Denken, eine auf
die Lösung eüizelner, konkreter Fälle bezogene „techne des Problemdenkens" (Viehweg
1954, S. 14); mit diesem Topik-Begriff hat er die rechtstheoretische Diskussion um Wis¬
senschafthchkeit, systematischer Struktur und Selbstverständnis der Jurisprudenz (vgl.
Hörn 1981) und auch die Diskussion in anderen Wissenschaften entscheidend beein¬
flußt. Nach Paschen fände die Pädagogik in der Topik die ihren Erörterungen angemes¬
sene wissenschaftliche Grundlage, wobei bereichs- oder problemspezifische Topiken alle
relevanten Aspekte und Argumente enthalten und systematisch darstellen (vgl. Paschen
1990)10.
In der Erziehungswissenschaft gibt es neben Analysen einzelner Argumente (ZYMEK
1975, Oelkers 1984, Paschen 1988, Wigger 1988, Prange 1990, Osterwalder
1990) auch Untersuchungen von pädagogischen Diskussionen mit Sammlungen der ver¬
wendeten Argumente (Ballauff 1984, Martial 1987, Timmermann 1987, Neghabi-
AN 1990, MIETZ 1990), die man als Topiken verstehen kann. Die Diskussion um die
Landschulreform in der Bundesrepublik Deutschland, so wie sie sich in den pädagogi¬
schen Fachzeitschriften spiegelte, ist von J. Diederich auf ihre Stellungnahmen und
Gründe für und wider untersucht worden.
Er hat im ganzen 220 Aufsätze von 95 Autoren - davon waren 29 Beiträge ohne Autor
- aus 28 Zeitschriften von 1946 bis 1963 analysiert und insgesamt 9545 einzelne argu¬
mentative Aussagen erhoben, die er in über 500 Argumentegruppen zusammengefaßt und
in 37 Obergruppen bzw. 7 Hauptgruppen geordnet hat. Weder die gesammelten Argu¬
mente noch die Argumentegruppen können hier referiert werden, für einen ersten inhalt¬
lichen Uberbhck muß zunächst seine Inhaltsübersicht genügen, die auch als seine Klassi¬
fikation der Argumentegruppen gelesen werden kann: (1.) das Land und seine Bewohner,
(2.) die Bildungs- und Erziehungsziele der Landschule, (3.) die Leistungsfähigkeit we¬
niggegliederter Schulen, (4.) der Lehrer an weniggegliederten Schulen, (5.) die organisa¬
torischen Maßnahmen, (6.) spezielle organisatorische Modelle reformierter Landschulen
(7.) Fragen der Finanzierbarkeit und demokratischen Durchsetzbarkeit der Reform.
Die ersten beiden Kapitel enthalten die je verschiedenen Diagnosen und Zielsetzun¬
gen der Befürworter und Gegner der Landschuüeform, Kapitel 3 und 4 die Argumente
pro und contra dorfeigene bzw. einklassige Schulen, das fünfte Kapitel die Argumente für
und wider die Zentralisierung.
Diederich versuchte auch, mit Hilfe einer quantitativen Auswertung der Ergebnisse
die Diskussion zu charakterisieren und das Gewicht der Argumente zu bestimmen11. Die
quantitativen Verhältnisse der 7 Hauptgruppen zeigen die Schwerpunkte der argumenta¬
tiven Auseinandersetzung: die meisten Eüizelargumente kommen aus der 1. Gruppe (24,6 %),
dann folgen die Grappen 2, 3 und 5 etwa gleich umfangreich (18,3%; 17,2%; 19,2%),
während nur 4,2% der Argumente sich Fragen der Durchführbarkeit der Reform zuord¬
nen lassen.
Ein zweites Schlaglicht auf die damalige Debatte kann sie weiter verdeutlichen und in
Erinnerang rufen. Bei der Betrachtung der zahlenmäßig stärksten Argumentegruppen
zeigt sich folgendes Bild12: mehr als die Hälfte der 25 größten Grappen von Argumenten
beziehen sich inhaltlich auf die aktueUe Situation des Landes, die andere Hälfte sind päd¬
agogische Argumente wie die folgenden (in nicht-hierarchischer Reihenfolge):
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Für die dorfeigene Schule wurde vor allem angeführt: die Eigenständigkeit der Landschule, die
dörfliche Orientierung der Landschule, die Landschule als Heimatschule, die Notwendigkeit des
Heimatprinzips im Unterricht dagegen (und das sind die Argumente für die Zentralisierung) zu¬
meist: das Recht aUer auf angemessene Bildung, die Chancengleichheit für Stadt und Land, die gei¬
stige Bewältigung der modernen Welt als BUdungsziel, die Berufs- und Lebensvorbereitung als
Bildungsziel, die Unzeitgemäßheit der einklassigen Schule, die Überforderung des Lehrers an ein-
klassigen Schulen, die gute Ausstattung der zentralisierten Schulen.
6. Unterschiede der Diskussionen und alte Defizite
Ein Vergleich der Argumente für die Wiedereinrichtung kleiner wohnortnaher Grund¬
schulen mit den von Diederich erhobenen aus der Landschuüeformdiskussion steht vor
einem heterogenen und unterschiedlich aufgearbeiteten Material. Zunächst verhindern
die verschiedenen Klassifikationen eine schnelle Identifikation der gleichen, neuen und
nicht mehr benutzten Argumente. Zudem ist die Heterogenität des Vergleichsmaterials
(thematisierte Schulstufen und Probleme, Autoren, Quellen) zu beachten13. Aber trotz
der thematischen und klassifikatorischen Unterschiedlichkeit läßt bereits ein Vergleich
der Argumenteklassen signifikante Unterschiede erkennen.
,JDas Land und seine Bewohner" tauchen als Argumente in den heutigen Begründun¬
gen genausowenig auf wie spezifische ,ßildungs- und Erziehungsziele der Landschule".
Solche auf Besonderheiten des Landes, Dorfes oder Bauerntums oder auf die Eigenart
der Landschule rekurrierenden, in den 50er Jahren hoch gewichteten Argumente haben
offenbar mit den Tendenzen der Nivelherang der Unterschiede von Stadt und Land und
mit denen der Umkehrung ihrer Wertschätzung einerseits, mit der Anerkennung gleicher
Bildungsrechte eines jeden und der Realisierung der Bildungsparität zwischen Stadt und
Land andererseits ihre Plausibilität verloren. Den Verzicht auf die Darstellung und Erläu¬
terang von Zielen überhaupt kann man so erklären, daß die Wiedereinrichtung kleiner
wohnortnaher Grundschulen eine korrigierende organisatorische Reform ün Rahmen gel¬
tender Ziel- und Inhaltsbestimmungen von Erziehung und Unterricht ist
Die von Diederich an der pädagogischen Diskussion besonders monierte geringe
Repräsentanz von Argumenten zur Finanzierbarkeit und demokratischen Durchsetzbar-
keit läßt sich an dem hier zugrundegelegten Material nicht wiederfinden, in den Presse-
mitteüungen sind Finanzierangsfragen und die „demokratische Entscheidungsbeteili¬
gung" der Eltern, Bürger und Gemeinden berücksichtigt. Diese Differenz in der Argu¬
mentation scheint der unterschiedlichen Herkunft der Texte, d.h. der institutionellen
Stellung der Autoren geschuldet zu sein. Auf der anderen Seite vermißt man unter den al¬
ten Argumenten die heute argumentativ in den Vordergrund gerückten Interessen des Kin¬
des und die pädagogischen Vorteile und Möghchkeiten. Die Kapitel über die Themen
„Die Leistungsfähigkeit weniggegliederter Schulen", „Der Lehrer an weniggegliederten
Schulen" und „Die organisatorischen Maßnahmen" (der Zentralisierung) lassen zwar Ar¬
gumente erwarten, die heute in der genannten Weise Verwendung finden. Es drängt sich
jedoch der Verdacht auf, daß die Diskussion der Landschulreform argumentativ unzu¬
länglich war. Hätte sich die kostspielige Revision einer kostspieligen Reform nicht ver¬
meiden lassen, wenn die Reform argumentativ besser fundiert gewesen wäre?
Die Frage nach Defiziten pädagogischen Argumentierens ist kein besserwisserisches
Mäkeln im nachhinein, das sich allein schon deshalb verbietet, weü die heutige Reform
der Reform von den Resultaten der Reform ausgehen muß und auf den Erfolgen der Re-
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form aufbaut. Die verschiedenen thematischen Schwerpunkte der Argumentationen da¬
mals und heute signalisieren die je verschiedene Problemsicht, die unterschiedlichen
außerpädagogischen Argumente deuten auf die unterschiedhchen Zeittendenzen und damit
verknüpften argumentativen Gewichtungen. DIEDERICH resümiert, daß der Rahmen der
fachwissenschaftlichen Diskussion weit gesteckt war und „alle nur denkbaren Vorausset¬
zungen" embezogen wurden, es aber „mehr eine Diskussion des Ob als des Wie" war und
„praktische Fragen der Durchsetzung und Durchführung" nebensächlich waren (DIEDE¬
RICH 1967, S. 146), letzthch eine Auseinandersetzung auf dem Hintergrand unterschied¬
licher Ordnungsvorstellungen (ebd., S. 105).
Die heute wichtigen Fragen der Wohnortnähe und der angemessenen Schulgröße wa¬
ren in der damaligen Diskussion bereits präsent, aber nicht entscheidend. Heute hoch ge¬
wichtet, standen die entsprechenden Argumente damals in Kontexten von Entscheidun¬
gen, die nicht konsensfähig und durchsetzbar waren, und wurden durch sie abgewertet.
Nach Diederichs Analyse sind das Problem der Schulwege und Beförderung als auch
das der Schulgröße diskutiert worden. Rentabilitätsfragen der Beförderung, die Zumut-
barkeit von Schulweglängen, die Sicherheit und Gesundheitsgefährdung von Schulwe¬
gen und Beförderung wurden thematisiert. Insgesamt waren Bedenken gegen zu lange
Schulwege und die Beförderung der Kinder seltener als befürwortende Aussagen (Diede¬
rich 1967, S. 109)14. Den Argumenten möglicher Belastungen der Kinder wurden andere
entgegengehalten, infolgedessen wurden sie vernachlässigt.
Das Problem der Schulgröße war in der Diskussion der Landschuüeform ebenfaUs
nicht zentral. Wurde auf der einen Seite die Erhaltung der dorfeigenen Schule unabhän¬
gig von der Schülerzahl gefordert, so auf der anderen Seite die Schließung der sog.
„Zwergschulen", wobei die Rentabilitätsgrenze bei 20 oder 15 Schülern gesehen wurde
(ebd., S. 107). Beide Seiten waren sich zwar einig in der Ablehnung der zu großen Klas¬
sen und in dem Problem des Lehrermangels auf dem Land, jedoch nicht über die optimale
Größe für eine Landschule bzw. eine Landschulklasse und den organisatorischen Wegen
der Problemlösung (ebd., S. 106).
An der Behandlung der Probleme der Schulwegentfemung und Schulgröße werden
Defizite pädagogischen Argumentierens deutlich: es werden Argumente für und wider
erörtert, aber weder werden jeweils alle Argumente diskutiert, noch wüd ihr jeweiliges
Gewicht ün Kontext emer Entscheidung angegeben, noch werden Gegenargumente be¬
rücksichtigt und die angeführten Sachverhalte (Nachteüe, negative Wükungen, Neben¬
folgen) als Kosten, einschränkende Bedingungen oder Ausnahmeklauseln expliziert.
Eine Einzelprüfung der Argumente, ihrer Berechtigung, ihres Geltungsbereichs und
Reichweite erfolgte nicht nur in Einzelfällen wurden Argumente von Opponenten aufge¬
griffen und diskutiert. Diederich konstatierte, daß die meisten Argumente zujedem Zeit¬
punkt in ügendeiner Weise vertreten waren (ebd., S. 139) und daß die Diskussion bereits
abflaute, obwohl Für und Wider nicht entschieden waren (ebd., S. 135). Diederich sah
eine Tendenz zunehmender Kompromißbereitschaft (ebd., S. 146), es läßt sich aber nicht
behaupten, daß es einen Fortschritt in der Debatte durch die Klärung und Entscheidung
der Argumente gegeben habe. In diesen Zusammenhang gehört auch der Mangel an em¬
pirischen Stützungen bzw. der Verzicht auf empirische Absicherungen oder Widerlegun¬
gen. „Ein Teil der Argumentationen litt an mangelnder Beweiskraft, weil die Möglich¬
keit für das jeweilige Problem empirische Belege anzuführen, nicht genutzt war." (ebd.,
S. 156f.) Döring konstatierte noch ein Jahrzehnt später, als mit dem Ausbau der Gesamt¬
schulen die Schulgrößenfrage zum Streitthema wurde, daß in der Bundesrepublik empi-
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beiten über die Schulgröße als unabhängige Variable von Schul- und Unterrichtswüklich-
keit fehlen und die (sich widersprechenden) Ergebnisse angloamerikanischer Untersu¬
chungen aufgrand verkürzter Ansätze und Variablen irrelevant sind (Döring 1977, S.
26ff.), und sieht in der trotz einiger Auseinandersetzungen um die Schulgröße in der Ge¬
schichte der Pädagogik (ebd., S. 15ff.; Kahlert 1977) immer noch „unzureichenden
Aufarbeitung des Größenproblems ün Büdungswesen" eine Ursache für den „meist ober¬
flächlich geführten, aufjeden Fall empirisch wenig abgesicherten, und meist ideologisch
gefärbten Schulstreit" (Döring 1977, S. 21). Zur gleichen Zeit heben Hansen/Zippel
hervor, daß wissenschaftliche Untersuchungen über zumutbare Schulwege kerne verall-
gemeinerungsfähigen Aussagen erbracht haben und die Schulweggrenzen weiterhin im
Ermessensspielraum der Entscheidungsträger hegen (Hansen/Zippel1976, S. 121).
7. Die Argumente gegen die Dorfschule undfür die Zentralisierung
So interessant die Lektüre der alten Argumente vom heutigen Wissens- und Diskussions¬
stand auch ist, und so aufschlußreich eine Analyse des argumentativen Wandels wäre, so
ist hier ein Vergleich aller einzelnen Argumente weder möghch noch unter der themati¬
schen Fragestellung erforderlich. Da die Begründungstexte zur Wiedereinrichtung klei¬
ner wohnortnaher Grundschulen sich von den alten Landschulen distanzieren, soU hier
nur der Frage nachgegangen werden, ob potentielle Gegenargumente - und das sind zu¬
nächst die alten Argumente für eine Zentralisierung bzw. die Argumente gegen die Dorf¬
schule - bedacht und widerlegt oder berücksichtigt worden sind. Nicht zuletzt der Man¬
gel an aussagekräftigen Untersuchungen macht den Rückgriff auf die in den alten Argu¬
menten aufgehobenen Erfahrangen und Wissensbestände erforderlich (vgl. Schwab
1984, S. 16).
- Neben einer Reihe allgemeiner Argumente für eine organisatorische Reform der Landschule -
wie das des Wandels, der Erwartungen der Öffentüchkeit des jahrzehntelangen Ausbleibens ei¬
ner Reform, der Versäumnisse nach dem Krieg - wurde für die geforderte Zentralisierung die
größere Leistungsfähigkeit und große pädagogische Vorteile angerührt (Diederich 1967, S.
81f.). Die Argumente für die Zentralisierung sind die dadurch gegebenen Mögüchkeiten: Jahr¬
gangsklassen und Differenzierung (nach den Geschlechtem, Begabung, Fächern), den Einsatz
von Fachlehrern und von mehr weiblichen Lehrkräften, die Nutzung der vielfältigen Interessen
der Lehrer, die pluralistische Struktur des KoUegiums. Besonders häufig wüd die ermögüchte
gute Ausstattung mit Fachräumen und Lehrmitteln angeführt (ebd., S. 84ff.). Die Vergleichbar¬
keit mit den Stadtschulen, die besseren Übergangsmöglichkeiten und die Hoffnung, daß die
Volksschuloberstufe weniger ausgepowert würde, dienen diesen Argumentationen als begrün¬
dende Stützungen (ebd.).
- Vereinzelt finden sich auch Begründungen von zentralen Schulen, die diese als Maßnahmen in
einer Zeit der Zusammenfassung der Menschen in größeren Wirtschaftsräumen deuten und in
Zentralschulen Kulturzentren zur Verbesserung der kultureUen Betreuung der Dörfer sehen
(ebd., S. 98f.).
Zum Teil die gleichen Argumente finden sich auch als Einwände gegen die alte Dorfschule.
- In der konträren Diskussion um spezifische oder aUgemeine, alte oder neue Bildungsziele der
Landschule forderten die Kritiker eine andere und bessere Ausbildung bzw. überhaupt eine er¬
weiterte Bildung für die Landbevölkerung (ebd., S. 36ff.).
- Das zentrale Argument gegen die Organisationsform der Landschule war die Forderung nach
gleichen Anforderungen wie an die Stadtschule und die Beseitigung der Bildungsdisparität
zwischen Land und Stadt; inhaltüch wurde eine Leistungssteigerung, mehr düektes Wissen und
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eme bessere ErfüUung der Aufgaben der Lebens- und Berufsvorbereitung verlangt sowie die
Förderung von Begabungsreserven (ebd., S. 39f.).
Argumente gegen die mangelnde Differenzierung der Landschule waren die Verschärfung der Be¬
nachteiligung der Landkinder durch die Belastung der Klassen mit Schwachbegabten und sonder¬
schulbedürftigen Kindern sowie die Schwierigkeiten des Übergangs in weiterführende Schulen,
d.h. der Mangel an Sonderschulen und weiterführenden Schulen auf dem Land (ebd., S. 42f.).
Die negativen Urteile, daß die einklassige Schule in ihren unterrichüichen Leistungen moder¬
nen Anforderungen nicht mehr genüge, überwiegen die positiven Stimmen, die auf den Primat
der Erziehung und die erzieherischen Vorteüe hinweisen. Gegen die Kritik am Jahrgangsklas¬
sensystem wüd auf die guten Leistungen, auf die Fruchtbarkeit und die leichte Möglichkeit
partnerschaftlicher Zusammenarbeit in den Jahrgangsklassen hingewiesen (ebd., S. 52); in den
vermeinüichen Vorzügen von Abteüungs- und Gruppenbüdung in der einklassigen Schule se¬
hen die Kritiker nur eine Notlösung, die allenfalls eine Milderung der Mängel des einklassigen
Unterrichts erbrächte (ebd., S. 54f.), die Stoffbeschränkung, die als einer der großen Vorzüge
der Landschule behauptet wurde, sehen sie stattdessen als Resultat von Zeitmangel, der viel¬
mehr zu stofflicher Verarmung und oberflächlicher Darbietung der Inhalte führe (ebd., S. 55f.).
Am Nebeneinander von Unterricht und StiUarbeit in der einklassigen Schule wurde u.a. gegen¬
seitige Störung, Leerlauf, Langeweile bemerkt das Helfersystem als Lehrerersatz zurückge¬
wiesen und in den Vorzügen einer methodisch eingesetzten StiUarbeit kein Grund für diese Or¬
ganisationsform einer einklassigen Schule, sondem nur die Milderung gewisser Mängel gese¬
hen (ebd., S. 57ff.).
Die besondere Erziehungsleistung der einklassigen Schule wurde (von wenigen Kritikern) mit
verschiedenen Argumenten bezweüelt, die Vorzüge des Verhältnisses der Schüler untereinan¬
der (vereinzelt) als substanzlos zurückgewiesen, der Charakter als soziale Übungsstätte der ein¬
klassigen Schule angesichts von deren patriarchalischer Struktur und fehlendem Pluralismus
bezweifelt (ebd., S. 61ff.).
Nicht nur die Kritiker der Landschule, auch die Gegner einer organisatorischen Landschuüe¬
form kritisierten die schlechte Ausstattung (fehlende Räume und Lehrmittel, Lehrermangel),
den deshalb unzureichenden oder nicht erteüten Fachunterricht sowie die verkürzten Wochen¬
stundenzahlen und die dadurch bedingte geringe Leistungsfähigkeit (ebd., S. 69). Während die
letzteren sich deshalb um den Erhalt der Landschule sorgten, befürworteten die anderen aus
diesen Gründen die Zentralisierung.
Neben der Leistungsfähigkeit der weniggegliederten Schulen war die Belastung der Lehrer
Diskussionsgegenstand. Vorrangig wurde die Überforderung des Lehrers im Untemcht der ein¬
klassigen Schulen kritisiert aber auch die vergleichsweise Mehrbelastung bei der Unterrichts¬
vorbereitung und die unzumutbare Belastung durch außerschulische Verpflichtungen des Leh¬
rers im Dorf (ebd., S. 71f.).
Häufig vorgebracht wurde die Unzufriedenheit vieler LandschuUehrer aufgrund dieser Bela¬
stungen und der selbst durch vermehrte Anstrengung nicht kompensierbaren schuüschen Min¬
derleistung sowie aufgrund der äußeren Bedingungen des Lebens auf dem Land (geistig-kultu¬
relle Isolierung, fehlende Fortbildungsmöglichkeiten, mangelnde Beförderungsstellen, Beauf¬
sichtigung durch die Dorfbevölkerung etc.) und der damit verbundenen persönlichen Nachteile
(ebd.).
Gefürchtet wurden Nachwuchsprobleme, nicht zuletzt aus diesen Gründen (ebd., S. 78).
Tue. Abhängigkeit der Kinder von nur einem Lehrer, seinen unterrichtüchen und erzieherischen
Fähigkeiten, seiner Beurteüung, auch seiner Gesundheit waren Argumente für die Forderun¬
gen nach mehr Lehrern, nach Klassen- und nach Fachlehrern (ebd., S. 79) .
8. Übereinstimmungen in den Argumentationen und neue Gegenargumente
Die Vergegenwärtigung der Argumente der Kritiker der alten Landschule zeigt, daß sie
zumeist noch gelten, denn sie finden in den bildungspolitischen Argumentationen Be¬
rücksichtigung, teils werden sie positiv aufgenommen, teils sind sie als Gegenargumente
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präsent. (Ob und inwieweit die Wüklichkeit den behaupteten Zielen und Sachverhalten
„entspricht", ist hier nicht Thema.)
Nicht nur haben das Argument derLeistungsfähigkeit und das derpädagogischen Vor¬
teile weiterhin großes Gewicht, es wüd auch den Argumenten der Leistungsfähigkeit und
pädagogischen Vorteile bestimmter organisatorischer Formen und Regelungen zentrali¬
sierter Schulen nicht widersprochen. Diese geben vielmehr den anerkannten Maßstab
vor. Auf Jahrgangsklassen und Differenzierang, Fachlehrer und eine Mehrzahl von Leh¬
rern für eine Klasse wüd nicht verzichtet die damit verknüpften Leistongen und Vorzüge
sollen erhalten bleiben und durch die erzieherischen Vorteile jahrgangskombinierter
Klassen und kleiner Schulen ergänzt bzw. gesteigert werden. Die Gleichheit der unter¬
richtlichen Anforderangen für aUe Schüler, die Gleichheit der Chancen und die Ver¬
gleichbarkeit der Leistongen der Schulen aus verschiedenen Regionen sind die anerkann¬
ten Prämissen der Argumentation.
Die früher monierte schlechte Ausstattung der Landschule mit der entsprechenden
Benachteiligung und die ebenfalls kritisierte mangelnde Differenzierang sind durch die
Bildungsreform obsolet geworden, und das Programm gibt denkbaren Gegenargumenten
keine neue Nahrung: es werden zusätzliche Mittel bereitgesteUt und besondere Regelun¬
gen getroffen, denn an Problemen wie mangelndem Fachunterricht, fehlenden Fachleh¬
rern, ausfallenden Stunden soUen die kleinen Grandschulen nicht scheitern. Auf das Ar¬
gument der Übergangsschwierigkeiten von Dorfschülem wüd argumentativ mit dem
durch Untersuchungen gestützten Verweis auf gleiche Übergangsquoten eingegangen.
Insofern früher gegen die Formen und Methoden jahrgangskombinierten Unterrichts
keine prinzipiellen Einwände vorgebracht wurden, sondern sie als Müderung emer
schlechten Organisationsform galten, ist ihr methodischer Einsatz in den kleinen Grund¬
schulen neben dem Fachunterricht in Jahrgangsklassen von diesen Argumentationen
nicht zu treffen; außerdem wüd den Argumenten für den Jahrgangsunterricht stattgege¬
ben.
Schließlich sind auch die Argumente der Belastung und der Unzufriedenheit der Dorf¬
schuUehrer argumentativ berücksichtigt nämlich in den spezifischen Kriterien der Leh¬
rerauswahl. Dadurch wüd einerseits den Argumenten Recht gegeben, andererseits wer¬
den sie durch ein erfolgreiches Auswahlverfahren und durch die Akzeptanz von Berufsort
und -aufgaben durch die Lehrer zunächst entkräftet. In gleicher Weise widerlegt der Er¬
folg von Lehrerbildung und Stellenbesetzung des Programms die Sorge um den Nach¬
wuchs und nimmt dem Argument seine Plausibilität. Da die Belastung der Lehrerjedoch
ein Problem bleibt (vgl. Friederich u.a. 1985, S. 14 u. 19ff.) und Unzufriedenheit wei¬
terhin möglich ist können solche Argumente wieder an Plausibilität gewinnen.
Nicht angesprochen in den kurzen Texten zur Wiedereinrichtung kleiner wohnortna¬
her Grundschulen sind nur wenige Aspekte der Diskussion der Landschuüeform: die
Ziel- und Inhaltsbestimmung von Bildung und Ausbildung, das Problem der sonderschul¬
bedürftigen Kinder (die früher eine Belastung der nicht-differenzierten Landschulen wa¬
ren), die Nachteile der Unterrichtsmethoden in jahrgangskombinierten Klassen16 und
möghche Zweifel an den erzieherischen Leistungen. Die herangezogene Topüc alter Ge¬
genargumente zeigt also nur in wenigen Aspekten eine argumentative Unvollständigkeit.
Finden die ersten beiden Aspekte keine Erwähnung, weil das Programm nur eine organi¬
satorische Teiüeform im Rahmen fortgeschriebener Bestimmungen zu Zielen und Inhal¬
ten der Grundschule sowie zur Schuüeife ist, so zeigen die beiden anderen vernachlässig¬
ten Aspekte eine einseitige Argumentation. Dieser Befund über argumentative Defizite in
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Form vergessener Aspekte soll noch ergänzt werden, indem die Gegenargumente der
neueren erziehungswissenschaftlichen Kritik an kleinen Grundschulen zusammengestellt
werden.
Das Programm zur Wiedereinrichtung kleiner wohnortnaher Grundschulen hat bis¬
lang in der pädagogischen Literatur wenig Resonanz gefunden, es lassen sich folgende
Bedenken und Einwände identifizieren:
- Eine kleine Grundschule mit wenigen Lehrern berge die Gefahr von Einseitigkeiten"
(Schwab 1984, S. 16) für die Schüler. Aufgrand der nur spezifischen Interessen und
Fähigkeiten der (wenigen) Lehrer sind die Chancen der Schüler eingeschränkt, „in
der Vielfalt ihrer Begabungen entdeckt und gefördert zu werden" (ebd.). Aus dem
gleichen Grand könne die Bandbreite der Möglichkeiten des Schullebens wie des
Projektlernens nicht voll reahsiert werden (ebd., S. 18).
- Der kleine Kollegenkreis bringe auch eine größere Belastung und Überforderung der
Lehrer mit sich, da es weniger Möglichkeiten gebe, Aufgaben zu delegieren oder die
der koUegiumsintemen Fortbildung auszufüUen (Marder 1985, S. 151f). „Fehlen
von Gesprächspartnern mit gleichgelagerten Interessen", Mangel an Anregungen
durch die „Nichteinstellung neuer Lehrkräfte" (ebd., S. 152), „berafliche Isolation"
(Schwab 1984, S. 18) sind zusätzliche Nachteile.
- Die Arbeit in einem kleinen Kollegium ist zumeist durch einen intensiven persönli¬
chen Kontakt geprägt Die soziale Nähe hat Vorteile, „sie kann aber auch zum Fluch
werden, wenn die persönlichen Beziehungen gestört sind" (Marder 1985, S. 152),
fehlende Rückzugsmöglichkeiten und Personalisierang von Konflikten werden in
diesem Zusammenhang genannt.
- Die Ambivalenz sozialer Nähe gut auch für das Lehrer-Schüler-Verhälmis. „Eine un¬
glückliche Kombination Schüler-Lehrer kann v.a. für das Kind belastend sein" (ebd.;
vgl. Schtkorr 1989, S. 630). „Die größere Vertrautheit miteinander kann für einige
Kinder auch zur Hölle werden, wenn sie von Lehrern oder Mitschülern abgelehnt, ab¬
gewertet, benachteihgt oder isoliert werden" (Knörzer 1984, S. 148). Auf der ande¬
ren Seite könne die persönliche Bindung auch zu einer zu starken Identifizierung und
zum Verlust an Distanz führen, die der angestrebten Selbständigkeit entgegensteht
(Schwab 1984, S. 16f.).
- Der kleinen Schule werden die positiven pädagogischen Wirkungen bestritten, indem
sie ursächlich auf andere Faktoren zurückgeführt werden, und die unterrichtlichen
Leistungen relativiert, msofem sie hinter den Erwartungen zurückbleiben (Schtkorr
1989, S. 631).
Die teils neue Aspekte einbringende, teils alte Argumente reformulierende Kritik aus der
neueren Literatur weist noch einmal auf zwei bereits genannte argumentative Defizite
hin, die argumentative Vernachlässigung einiger möglicher Nachteile und das Fehlen von
empirischen Stützungen zur Entscheidung der kontroversen Annahmen über pädagogi¬
sche Wükungen.
266
9. Grenzen topischer Analysen
Die Probe aufs Exempel hat neben Defiziten pädagogischen Argumentierens auch auf
Grenzen der argumentationsanalytischen Instrumentarien und Methode aufmerksam ge¬
macht. Ist in diesem Fall der „Ertrag" an identifizierten argumentativen Defiziten gering,
so ist doch der Sinn einer argumentativen Topüc deutlich geworden: die Prüfung von Ar¬
gumentationen auf vollständige Berücksichtigung problemspezifischer Aspekte. Zu¬
gleich zeigen sich Grenzen der topischen Methode, die nicht aUein in zumeist mangeln¬
den bereichs- und problemspezifischen Topiken oder für Vergleiche nur begrenzt taugli¬
chen Argumentesammlungen, in Einschränkungen der Vergleichbarkeit einem
aufwendigen Verfahren und oft schlecht handhabbaren Instrumentarien17 bestehen. Eme
Topik kann zum einen die empirische Prüfung und systematische Kritik der einzelnen Ar¬
gumente nicht überflüssig machen, zum anderen ist sie als problemspezifische Aufarbei¬
tung einer Diskussion an deren historischen Horizont gebunden. Die Grenzen des in den
zugrandegelegten Argumentationen enthaltenen Wissens kann eine empirische Samm¬
lung von Argumenten nicht aufheben. Bewegt sich die topisch zu prüfende Argumenta¬
tion in dem gleichen Reflexionshorizont, kann sie nur den historisch erreichten Stand der
Problemdifferenzierung sichern - sofem sie selbst hinreichend differenziert genug ist.
Das ist nicht gering zu schätzen; vielmehr mangelt es an solchen topischen Arbeiten. Die
Defizite der Problembehandlung zeigen sich aber erst ün Kontext anderer Probleme.
Rückt man die Begründung der kleinen wohnortnahen Grundschule in die aktuellen
Diskussionen um die Grundschule, so zeigen sich mit anderen Sichtweisen und Pädago¬
giken auch andere Definitionen von Defiziten und Gewichtungen von Problemen. Die
Themen der Grandschuldiskussion sind weit gestteut: Selbsttätigkeit und Zensurenge-
bung, thematische, methodische und institutionelle Offenheit, multikultureUe Erziehung
und Integration behinderter Kinder, Autonomie der Schulen und Vernetzung, Übergangs-
probleme zwischen Kindergarten, Grundschule und Sekundarstufe I, die Frage des Ein¬
schulungsalters und die Verlängerung der Grandschulzeit auf 6 Jahre, um nur einige zu
nennen (vgl. Klafki 1986, Benner 1989, Heyer 1989, Beck 1989, Hacker 1989, Neu-
haus-Stmon 1989). Die Probleme Wohnortnähe und Schulgröße wären in diesen Kon¬
texten einzuordnen und zu gewichten. Die Beurteilung, ob das Programm zur Wiederein¬
richtung klemer wohnortnaher Grandschulen ün Sinne Paschens eine pädagogisch ad¬
äquate Lösung ist, hängt davon ab, ob sie im Rahmen der selbstgesetzten Ansprüche, im
Horizont tradierter Argumentationslinien oder in Bezug auf die Vielfalt pädagogischer
Ansprüche erfolgt. Wie wichtig ist das Problem der Wohnortnähe? Ist die Frage nach gro¬
ßen oder kleinen Schulen eine „falsche Alternative" (Döring 1977, S. 21; vgl. Sand¬
fuchs 1979)? Werden Schulweglänge oder Schulgröße durch andere Probleme der
Grundschule wie den Widersprach zwischen Kindgemäßheit und Selektion (Oelkers
1989, S. 18) oder den „zwischen pädagogischem Ansprach und gymnasialem Erwar-
tungsdrack" (Hansel 1989, S. 43) zu Nebensächlichkeiten? Eine Topüc kann die Ge¬
wichtung der Probleme, die Diskussion der argumentativen Prämissen und die Prüfung
der Argumente nicht ersetzen, sie kann jedoch dazu beitragen, die Vielfalt der pädagogi¬
schen Aspekte zu berücksichtigen.
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Anmerkungen
1 Die der amüichen Statistik entnommene Angabe enthält auch einzelne Schulen, die noch im
Aufbau befindüch sind bzw. die auslaufen.
2 Zu den 107 Genehmigungen kommen noch 15 Umwandlungen früherer AußensteUen in selb¬
ständige Grundschulen. (DI, S. 2)
3 Für die Analyse der Argumentation wüd zwischen den verschiedenen Presseerklärungen nicht
unterschieden, da sie trotz verschiedener Anlässe und unterschiedhcher Ausführlichkeit sich in¬
haltüch, als Begründungen des Programms, weitgehend decken.
4 Dieser Eindruck wüd auch bestätigt durch die Broschüre des niedersächsischen Kultusmini¬
sters „Die kleine Grundschule", in der es als „falsch" bezeichnet wüd, die kleine Grundschule
„als pure Notlösung oder einen Ausweg aus Schulwegproblemen zu begreifen" (REMMERS o.J.,
S. 7). Hier ist als Defizit zu identifizieren, daß den großen Schulen „die Quaütät die von über¬
schaubaren Räumen ausgeht", fehle (ebd., S. 9). Der Text des Erlasses vermittelt jedoch einen
anderen Eindruck:
„1. Eme Grundschule, die nicht mehr einzügig, d.h. je Schuljahrgang mit einer Klasse, geführt
werden kann, soll als kleine Grundschule erhalten bleiben,
- wenn die Jahrgangsstärke langfristig zwischen 14 und 8 Schülern liegt wobei die untere Zahl
von 8 Schülern je Jahrgang für 1-2 Schuljahrgänge unterschritten werden kann,
- und wenn die Aufhebung der Schule für eine größere Zahl der Schüler zu einer Verschlechte¬
rung der Schulwegbedingungen führen würde. (...)" (Remmers o.J., S. 90)
Defizite sind in diesem Fall der genannte Anlaß - die Bestandsgefährdung der Schule aufgrund
sinkender Schülerzahlen - und eine der zwei formulierten Bedingungen für die Genehmigung
zum Erhalt als kleine Grundschule - die Vermeidung einer Verschlechterung der Schulwegbe¬
dingungen.
5 DÖRING spricht von einem „Spannungsverhältnis" von bildungspolitisch-pädagogischen Postu¬
laten wie einer stärkeren Differenzierung und Individualisierung des Unterrichts und der „re¬
gionalen Ausgestaltung des Chancengleichheitspostulats" (DÖRING 1977, S. 21).
6 Interessanterweise findet sich in den Verlautbarungen ein Hinweis auf die in anderen Bundes¬
ländern praktizierte Bildungspolitik. Es wüd auf die Einrichtung von Gesamtschulen in ande¬
ren Bundesländern verwiesen und zugleich auf die Ablehnung dieses Schulmodells in Baden-
Württemberg. Da Gesamtschulen aber keine echten Alternativen bei der Frage der Wiederein¬
richtung kleiner Grundschulen auf dem Lande sind und ein solcher Vergleich nur bei einer
Verschiebung des thematischen Problems zur allgemeineren Frage nach der Schulgröße und
bildungspoütischen Reaktionen auf sinkende Schülerzahlen Sinn macht, hat die Erwähnung
neben der Funktion der Abgrenzung der eigenen Politik und ihrer Stützung durch einen unter¬
stellten common sense der Gesamtschulablehnung die Aufgabe der Explikation der in An¬
spruch genommenen Prinzipien der BUdungspoütik. Der Vergleich mit der Gesamtschule ver-
deuüicht die Prinzipien noch einmal, die auch schon in den Attributen der wiedereinzurichten¬
den Grundschulen enthalten sind: kleine statt große Schulen, Wohnortnähe statt zentralisierte
Schulen mit weiten Schulwegen.
7 Der Verdacht daß das Programm auf Kosten anderer Schulen finanziert werde (vgl. Von FRIE¬
SEN 1989, S. 14), kann hier ohne weitere Informationen nicht geprüft werden.
8 An anderer SteUe wird ein Zusammenhang mit den Inhalten des Unterrichts hergestellt. „Wel¬
che Bedeutung die Schule am Ort auch für das Gemeindeleben hat wurde in den letzten Jahren
immer deuthcher. Ich habe deshalb bei der Lehrplanrevision großen Wert darauf gelegt, daß der
Wohnort selbst und seine nähere Umgebung stärker in den Unterricht einbezogen werden (vom
Nahen zum Femen)" (I, S. 4).
9 In allgemeinerer Perspektive werden in den vom Oberschulamt Tübingen herausgegebenen
.Anregungen und Hufen zur Unterrichtsgestaltung an kleinen Grundschulen" alte Landschule
und neue kleine Grundschule miteinander vergüchen. Gemeinsamkeiten werden in den umfas¬
senden Fürsorge-, Erziehungs- und Unterrichtsaufgaben des Lehrers, in der differenzierenden
Unterrichtsgestaltung, in der Lebens- und Heimatorientierung des Unterrichts und in der Inte¬
gration des SchuUebens in das Gemeindeleben gesehen (MÜNZ 1985, S. 5f.). Unterschiede hät¬
ten sich durch die Veränderungen des pädagogischen Wissens über den Unterricht und das
Kind, die bessere Ausstattung der Schulen, die stärkere Belastung durch konzentrationsschwa-
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che und verhaltensauffäUige Schüler, eine höhere Übertrittsquote in höhere Schulen sowie grö¬
ßere Mitbestimmungsmöglichkeiten und Anteilnahme der Eltem ergeben (Münz 1985, S. 6f.).
10 In der Pädagogik hat der Topikbegriff erst in neuerer Zeit Eingang gefunden. BLASS interpre¬
tiert HERBARTs Allgemeine Pädagogik als kombinatorische Topik, die dem Erzieher das Poten¬
tial für die Erfahrung und Beurteüung, Konzeption und Konstruktion des Unterrichts bereitstel¬
le (BLASS 1969,1972). KÜNZLI entwickelt mit einer begriffsgeschichüichen Analyse der geseU¬
schaftlichen Praxis der Lehrplanung eine „Topik des Lehrplandenkens", die das Spektrum der
maßgeblichen Gesichtspunkte bei der Konstruktion von Lehrplänen enthält (KÜNZLI 1986).
Helmer zieht aus der Vergegenwärtigung von Vicos Verbindung von Topik und Kritik Folge¬
rungen für den philosophischen Unterricht bzw. Unterricht überhaupt der „topisch orientiert"
sein soll (HELMER 1987).
11 DIEDERICH stützt sich bei diesem ersten Versuch einer Gewichtung auf die Häufigkeiten des
Vorkommens der Argumente, auch wenn er um die Grenzen der Aussagekraft bloßer Häufig¬
keiten (vgl. DIEDERICH 1967, S. 7f.), insbesondere angesichts der spezifischen Struktur der De¬
batte (ebd., S. 128) weiß.
12 Die Rangordnung wurde auf Grundlage der von DIEDERICH angegebenen Häufigkeiten der Ar¬
gumentegruppen (vgl. Diederich 1967, S. 6) erstellt.
13 Die Vergleichbarkeit der Diskussionen ist durch das gleiche Thema und den düekten Bezug des
baden-württembergischen Programms auf die Landschuheform gegeben, die zu beachtenden
Unterschiede (und Grenzen des Vergleichs) der Diskussionen betreffen die Schulstufen, den
Umfang der thematisierten Probleme, die Autoren und die QueUen der Argumente. Bei der da¬
maligen Diskussion ist zu bedenken, daß es eine ganze Reihe unterschiedlicher Vorschläge oh¬
ne einheiüiche Begrifflichkeit gab (DIEDERICH 1967, S. 82ff.) und die Stellungnahmen ein
Kontinuum an Vorstellungen mit den Polen der Erhaltung der einklassigen Dorfschule und der
vollausgebauten, mehrzügigen Zentralschule bildeten (ebd., S. 104). Außerdem konzentrierte
man sich auf die einklassigen Schulen, „weil an ihr Schwächen oder Stärken des Systems am
eindeutigsten hervorträten" (ebd., S. 45).
14 Bis in die 70er Jahre beherrschten organisatorische und finanzieUe Fragen und Lösungsvor¬
schläge die Diskussion (vgl. Rosenow 1967, Kröner 1968, WIND 1971, HANSEN 1972, RIT¬
TER 1976, Hansen/Zippel 1976, Weber 1977, Wittmann 1980), erst gegen Ende der 70er
häufen sich in der Literatur die Klagen über die Belastungen und auch die psychischen Gefähr¬
dungen der Kinder durch den Bustransport (vgl. Kraft 1978, Ortner 1981), die nun Thema
wissenschaftlicher Untersuchungen werden (vgl. Ortner/Stark 1980, einschränkend Wen-
der/Schade/Garbes/Krause/Schwetje 1984); die Optimierung des Schülertransports bemißt
sich (in der Fachliteratur) nicht mehr aüein an der Verringerung der finanzieUen Kosten, son¬
dern auch an der der kindlichen Belastungen.
15 Schheßhch sei hier auch noch die Berufung auf den Lehrer selbst zur Stützung der Forderung
einer organisatorischen Reform sowie die Argumente „ad personam" erwähnt. (DIEDERICH
1967, S. 79)
16 Einzelne Probleme sind von FRIEDERICH u.a. (1985) angesprochen.
17 Diederich bietet zwar eine inhaltüch zusammenfassende Darstellung, aber keine Graphiken,
Tabellen oder z.B. einen Argumentekatalog, die einen ÜberbUck erleichtem, noch erlaubt diese
im Einzelfall genau identifizierbare Relationen von Argumenten, Schlüssen und Stützungen.
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